




Stellungnahme der Verwaltung
Der Umweltbericht mit naturschutzrechtlicher Eingriffs-/
Ausgleichsbilanzierung und artenschutzrechtlicher Untersuchung
liegt mittlerweile vor und wurde in den Bebauungsplan-Entwurf
eingearbeitet.

Bodenschutz
Die Bilanzierung des Eingriffs in das Schutzgut Boden ist erfolgt und
wird unter Einbezug der Ökokonto-Maßnahme Altschweier, Flst.Nr.
3323, Los 36 – 39 ausgeglichen. Auf der Ackerfläche soll eine
Mähwiese entwickelt werden.

Landwirtschaftsamt
Zur Beurteilung der Baumaßnahme aus agrarstruktureller Sicht
liegen nunmehr Standort und Umfang von arten- und
naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen vor.

Straßenbauamt
Das Regierungspräsidium Karlsruhe (Abteilung 4) wurde am
Verfahren beteiligt. Es wurden keine Anregungen abgegeben.

Löschwasserversorgung
Die Ausführungen zur erforderlichen Löschwassermenge und
Rettungswegen sind Gegenstand des nachgeordneten
Baugenehmigungsverfahrens und werden im nachfolgenden
Baugenehmigungsverfahren geregelt. Sie werden unter Hinweise in
den Bebauungsplan mit aufgenommen.

Vermessung
Die Ausführungen zu notwendigen Grenzänderungen werden zur
Kenntnis genommen. Die Begründung wird ergänzt.

Flurneuordnung
Die Erschließung der südöstlichen Flurstücke 1903 ff. bleibt bei
Umsetzung des Plankonzepts unverändert. Nach wie vor werden
diese Grundstücke über einen – im Kataster nicht eingetragenen -
Weg zwischen Schwarzwaldstraße 118 und 120/120a – Flst-Nr.
1834 - angebunden.

Abfallwirtschaft
Die Ausführungen zu den Belangen der Abfallentsorgung betreffen
das nachfolgende Baugenehmigungsverfahren. Sie werden unter
Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen.





Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde zur dem 
Bebauungsplanentwurf vom 20.11.2019 vorliegenden 
geänderten Vorhabensplanung: 



Stellungnahme der Verwaltung
Der Umweltbericht, die naturschutzrechtliche Eingriffs-/
Ausgleichsregelung und die artenschutzrechtliche Untersuchung
liegen mittlerweile vor.

Naturschutz
Das Plankonzept wurde wegen des Vorkommens des Grauen
Langohrs aber auch wegen mangelnder Flächenverfügbarkeit
geändert. In der Folge befindet sich gegenüber dem Vorentwurf die
geplante Parkanlage komplett außerhalb des
Landschaftsschutzgebietes. Ferner soll nunmehr die Solitärlage des
ehemaligen und erweiterten Klosterkomplexes hervorgehoben
werden. Der Bereich zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe
liegt größtenteils im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“. Die
Möglichkeit einer Befreiung von der LSG-VO wird eher gering
eingestuft, sodass diese Teilfläche aus dem Geltungsbereich des
Bebauungsplans herausgenommen und in einem gesonderten
Verfahren behandelt wird.

Nach wie vor überlagert der südöstliche Teil der Baumaßnahme (2.
Rettungsweg und Längsparkstände beidseits) den Randbereich des
Landschaftsschutzgebietes „Bühlertal“. Der hiermit verbundene
Verlust von Boden und Obstbäumen wird in die Eingriffs-/
Ausgleichsbilanzierung eingestellt. Das Landratsamt Rastatt (Untere
Naturschutzbehörde) schätzt die Überschneidung des
Bebauungsplans mit dem Landschaftsschutzgebiet hinsichtlich einer
objektiven Befreiungslage positiv ein, denn die Verwirklichung des
Bauvorhabens ist aus Gründen des überwiegenden öffentlichen
Interesses sozialer und wirtschaftlicher Art erforderlich (§ 67 Abs. 1
BNatSchG). Hierzu auch der Aktenvermerk zur Besprechung am
16.08.2018. Der Befreiungsantrag nach § 8 der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ ist im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens zu stellen.

Zweck des Naturparks „Schwarzwald Mitte/ Nord“ ist es, dieses
Gebiet als vorbildliche Erholungslandschaft zu entwickeln, zu pflegen
und zu fördern. Es ist nicht erkennbar, dass der Bebauungsplan dem
Schutzzweck zuwiderläuft oder den Charakter des Naturparks
verändert.

Für den (landesweiten) Biotopverbund sind keine erheblichen
Beeinträchtigungen zu erwarten. Biotopverbundflächen werden nicht
zerschnitten und es sind keine Kernflächen betroffen. Die betroffenen
Verbundflächen am Südrand des Plangebietes liegen überwiegend
außerhalb der Baufenster und bleiben Grünflächen (Parkanlage).
Durch das SO3 werden ca. 600 m² Kernraumfläche überplant.

Die Pflanzungen sind im Grünordnungsplan dargestellt und werden in
die Festsetzungen des Bebauungsplans übernommen. Es werden nur
heimische, naturraumtypische Gehölze aus regionaler Herkunft gemäß
§ 40 BNatSchG verwendet. Bei der Pflanzung von Hochstamm-
Obstbäumen sind Sorten des Kreissortiments für den Streuobstbau der
Beratungsstelle für Obst- und Gartenbau des Landratsamtes Rastatt
zu verwenden.

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs (ausschließlich notwendige
Stellplätze) für Autos und Fahrräder ist wegen des geänderten
Plankonzepts nunmehr in einem Garagengeschoss (mit Überbauung
zur Unterbringung von Service-Wohnungen) und auf zwei
Stellplatzanlagen vorgesehen. Der Bebauungsplan enthält
entsprechende zeichnerische und textliche Festsetzungen.

Die Textliche Festsetzung 3.2 wurde entsprechend der Anregung so
ergänzt, dass zur Herstellung von Terrassen die festgesetzten
Baugrenzen überschritten werden dürfen, sofern diese nicht im
Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ liegen.

Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage wird
naturnah gestaltet. Der unversiegelte Grünflächenanteil beträgt mind.
70%. Verunstaltende Abgrabungen und Aufschüttungen aufgrund der
hohen Hangneigung von ca. 1:6 (16%) sind zu vermeiden. Ein
Freiflächengestaltungsplan mit allen geplanten baulichen Anlagen wird
vorab bei der Naturschutzbehörde eingereicht.

Die durchgeführte Umweltprüfung umfasst alle erforderlichen
Erfassungen, Bewertungen und Maßnahmen.

Es wurden ein Fachbeitrag Artenschutz, eine
Fledermausuntersuchung (DIETZ) und Fledermausgutachten zum
Abriss von Gebäudeteilen des Mutterhauses und des
Ökonomiegebäudes (KUGELSCHAFTER ) erstellt.



Stellungnahme der Verwaltung
Aus artenschutzrechtlichen Gründen (Graues Langohr im
Mutterhaus) aber auch wegen fehlender Flächenverfügbarkeit wurde
gegenüber dem Vorentwurf das Plankonzept geändert. Der Bereich
zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe wird aufgrund der
Lage im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ aus dem Plangebiet
herausgenommen und in einem gesonderten Verfahren behandelt.
Damit reduzieren sich die Flächen erheblich, die über die im
Flächennutzungsplan dargestellte Sonderbaufläche hinausgehen
und sich mit dem Schutzbedürftigen Bereich für Naturschutz und
Landschaftspflege überlagern.

Durch das Vorhaben werden keine Biotope nach § 30 BNatSchG
bzw. § 33 NatSchG, keine naturschutzrechtlich geschützten Gebiete
(FFH, NSG, ND), oder sonstige naturraumtypische, seltene oder
gefährdete Biotope oder Arten beeinträchtigt.

Das Landratsamt Rastatt, Untere Naturschutzbehörde, schätzt die
geplante Überschneidung des Bebauungsplans mit dem
Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ hinsichtlich einer objektiven
Befreiungslage positiv ein, denn die Verwirklichung des
Bauvorhabens ist aus Gründen des überwiegenden öffentlichen
Interesses sozialer und wirtschaftlicher Art erforderlich (§ 67 Abs. 1
BNatSchG). Hierzu auch der Aktenvermerk zur Besprechung am
16.08.2018. Die abschließende Feststellung der objektiven
Befreiungslage erfolgt jedoch erst im Rahmen des regulären
Verfahrens, also im Rahmen der öffentlichen Auslegung. Der
Befreiungsantrag nach § 8 der Verordnung „Bühlertal“ ist im Rahmen
des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens zu stellen.

Die Überplanung von 2.476 m² Flächen des LSG betrifft keine
Biotopflächen. Der Naturhaushalt und die Nutzungsfähigkeit der
Naturgüter werden nicht nachhaltig gestört. Durch Auflagen und
Bedingungen kann erreicht werden, dass die Wirkungen des
Bebauungsplans dem Schutzzweck nur unwesentlich zuwiderlaufen.



Stellungnahme der Verwaltung
Aus artenschutzrechtlichen Gründen (Graues Langohr im
Mutterhaus) aber auch wegen fehlender Flächenverfügbarkeit wurde
gegenüber dem Vorentwurf das Plankonzept geändert. Der Bereich
zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe wird aufgrund der
Lage im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ aus dem Plangebiet
herausgenommen und in einem gesonderten Verfahren behandelt.
Damit reduzieren sich die Flächen erheblich, die über die im
Flächennutzungsplan dargestellte Sonderbaufläche hinausgehen
und sich mit dem Schutzbedürftigen Bereich für Naturschutz und
Landschaftspflege überlagern.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine wertvollen Biotope -
in Randbereichen vorhandene Streuobstbestände bleiben
weitgehend erhalten.

Durch das Vorhaben werden keine Biotope nach § 30 BNatSchG
bzw. § 33 NatSchG, keine naturschutzrechtlich geschützten Gebiete
(FFH, NSG, ND), oder sonstige naturraumtypische, seltene oder
gefährdete Biotope oder Arten beeinträchtigt.



Das Landratsamt Rastatt, Untere Naturschutzbehörde, schätzt die
geplante Überschneidung des Bebauungsplans mit dem
Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ hinsichtlich einer objektiven
Befreiungslage positiv ein, denn die Verwirklichung des
Bauvorhabens ist aus Gründen des überwiegenden öffentlichen
Interesses sozialer und wirtschaftlicher Art erforderlich (§ 67 Abs. 1
BNatSchG). Hierzu auch der Aktenvermerk zur Besprechung am
16.08.2018. Die abschließende Feststellung der objektiven
Befreiungslage erfolgt jedoch erst im Rahmen des regulären
Verfahrens, also im Rahmen der öffentlichen Auslegung. Der
Befreiungsantrag nach § 8 der Verordnung „Bühlertal“ ist im Rahmen
des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens zu stellen.

Mit der geänderten Plankonzeption wird gegenüber dem Vorentwurf
die Sonderbaufläche reduziert. Die Solitärlage des ehemaligen und
erweiterten Klosterkomplexes soll hervorgehoben werden. Der
Bereich zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe liegt
größtenteils im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“. Die Möglichkeit
einer Befreiung von der LSG-VO wird eher gering eingestuft, sodass
diese Teilfläche aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans
herausgenommen und in einem gesonderten Verfahren behandelt
wird.

Die Erweiterung der Sonderbaufläche fällt noch in den
Ausformungsspielraum des Flächennutzungsplans, eine Änderung
im Parallelverfahren ist nicht erforderlich. Der Flächennutzungsplan
wird im Wege der Berichtigung angepasst.



Stellungnahme der Verwaltung
Bau- und Kunstdenkmalpflege
Die Bedenken gegenüber der geplanten, großflächigen
Neubebauung werden zur Kenntnis genommen. Die Kubatur des
Neubaus sowie dessen Lage ergeben sich aus

− der geplanten Nutzung als Seniorenzentrum,
− artenschutzrechtlichen Belangen, die die Erhaltung des Pforten-/

Mutterhauses erfordern,
− den begrenzt verfügbaren Flächen infolge des

Landschaftsschutzgebietes „Bühlertal“.

Nach jahrelangem Leerstand konnte nun mit der Umnutzung und
Erweiterung eine wirtschaftlich tragfähige Nachfolgenutzung bei
gleichzeitiger Sicherung der Daseinsvorsorge gefunden werden. Die
Umnutzung vorhandener Gebäude und die Verwirklichung der
baulichen Erweiterung liegt im öffentlichen Interesse.



Gegenüber dem Vorentwurf soll nunmehr die Solitärlage des
ehemaligen und erweiterten Klosterkomplexes hervorgehoben
werden. Der Bereich zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe
liegt größtenteils im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“. Die
Möglichkeit einer Befreiung von der LSG-VO wird eher gering
eingestuft, sodass diese Teilfläche aus dem Geltungsbereich des
Bebauungsplans herausgenommen und in einem gesonderten
Verfahren behandelt wird.

Archäologische Denkmalpflege
Die Ausführungen zu potentiellen archäologischen Funden werden
unter Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen.

Stellungnahme der Verwaltung
Vorgaben zur äußeren Gestalt der Ersatz- und
Erweiterungsbebauung zwecks Einfügung in die bestehende
Topographie sind nur beschränkt möglich:

− Die Zulässigkeit begrünter Flachdächer ist bereits über Punkt 9.1
der Textlichen Festsetzungen geregelt.

− Die Begriffe „ortsübliche Materialien“ und „ortstypische
Fassadengestaltung“ sind zu unbestimmt. Die örtlichen
Bauvorschriften zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen
enthalten
o Vorgaben zur Dachform und Dachneigung sowie zu den

zulässigen Farben der Dacheindeckung. Glänzende und hoch
reflektierende Materialien sind unzulässig.

o Ergänzend sind Zwerchhäuser und Nebengiebel zulässig,
sonstige Dachaufbauten und -einschnitte sind unzulässig.

o Ergänzend werden Vorgaben zur Gestaltung der Fassade wie
Gliederung, Materialien und Farben nach dem NCS-System
getroffen.



− Ergänzend wird bei der geplanten Ersatzbebauung im Bereich des
ehemaligen Pflegeheims des Klosters für das geplante
Garagengeschoss eine Fassadenbegrünung entlang der
Schwarzwaldstraße vorgegeben.

Die begrenzte Flächenverfügbarkeit
(Landschaftsschutzgebietsverordnung, Gebäudebestand,
Abstandsflächen), wirtschaftliche Überlegungen, Anforderungen des
HeimG sowie der Wunsch, unterschiedliche Formen des Wohnens
für ältere Menschen je nach Art des Betreuungswunsches und des
Grades an vorhandener Selbständigkeit und Mobilität anzubieten,
führen zu einer Verteilung des erforderlichen Bauvolumens auf drei
voneinander getrennten Baukörpern mit folgenden Nutzungen:

− Alten- und Pflegeheim in einem Neubau östlich des Mutterhauses
− Tagespflegeplätze/ Verhinderungspflege, Pflege-Hotel-Zimmer

und Wohnungen für Mitarbeiter im Mutterhaus
− Service-Wohnungen in einem Neubau westlich des Mutterhauses

Eine höhenmäßige Staffelung des Alten- und Pflegeheims ist wegen
des erforderlichen Raumprogramms kaum möglich. Beim Service-
Wohnen sind Staffelgeschosse vorgesehen. Lediglich durch Vor- und
Rücksprünge in der Fassade ist eine Gliederung möglich.



Stellungnahme der Verwaltung
Die Stellungnahme zu unzulässigen Zufahrten und Anbauverboten
außerhalb der Ortsdurchfahrt wird zur Kenntnis genommen.

Gemäß Schreiben des Regierungspräsidiums Karlsruhe als
Straßenbauträger vom 04.09.2018 soll nach Herstellung der
geplanten Zufahrt die Ortsdurchfahrt so verlegt werden, dass sich
der östliche 2. Rettungsweg innerhalb des Erschließungsbereichs
befinden wird. Dann entfallen zusätzlich die straßenrechtlichen
Anbaubeschränkungen gemäß § 22 StrG.



Stellungnahme der Verwaltung
Die Ausführungen zur verkehrlichen Anbindung, zur Vorhaltung
ausreichender Stellplätze sowie zu Zu- und Abfahrtsmöglichkeiten
auch für Lieferfahrzeuge wird zur Kenntnis genommen. Dies sind
Anforderungen, die im Wesentlichen das nachfolgende
Baugenehmigungsverfahren betreffen und dort geregelt werden.





Stellungnahme der Verwaltung
Die geotechnischen Hinweise werden unter Hinweise in den
Bebauungsplan aufgenommen:

„Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB
vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen der
Geröllsandstein-Subformation und des Omerskopf-Gneis-
Komplexes. Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen,
die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur
Baugrubensicherung) werden objektbezogene
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.“



Stellungnahme der Verwaltung
Die Ausführungen zur Löschwasserversorgung betreffen das
nachfolgende Genehmigungsverfahren. Sie werden unter Hinweise
in den Bebauungsplan aufgenommen.



Stellungnahme der Verwaltung
Die Ausführungen zu bestehenden Telekommunikationslinien und
evtl. erforderlicher Verlegung neuer Telekommunikationslinien im
und evtl. auch außerhalb des Plangebietes werden zur Kenntnis
genommen.

Der Bebauungsplan enthält keine öffentlichen Straßen und
Gehwege, der Festsetzungsvorschlag zur Sicherung ausreichender
Trassen wird nicht übernommen. Die Ausführung zur frühzeitigen
Abstimmung eines Ausbaus des Telekommunikationsnetzes wird
unter Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen.



Stellungnahme der Verwaltung
Die Ausführungen zur Leerung von Abfallbehältern an der
Schwarzwaldstraße sind Gegenstand des nachfolgenden
Baugenehmigungsverfahrens. Sie werden unter Hinweise in den
Bebauungsplan aufgenommen.

Hinweis: keine kommunalen Abfälle
?!?.



Stellungnahme der Verwaltung
Das ehemalige Altenpflegeheim stand ausschließlich für
pflegebedürftige Schwestern des Erzbistums Freiburg zur Verfügung.
Fehlender Nachwuchs sowie Überalterung führen vielerorts zu
Umstrukturierungen der Klöster. So auch in Neusatzeck. Die
abgeschiedene Lage war somit nicht der Grund für die Schließung
der Altenpflegeeinrichtung.

Das Plangebiet befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich.
Die umgebenden Obstbaumwiesen in der exponierten Hanglage und
die charakteristische Landschaft mit vielfältigen Blickbeziehungen
prägen den Standort in positiver Weise.

Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die Schwarzwaldstraße. Die
Fahrstrecke von ca. 7 km nach Bühl ist für rüstige Senioren bzw. die
Mitarbeiter des Pflegeheime zumutbar. Darüber hinaus ist das
Plangebiet über die Buslinie 273 sowie das Anruf-Linien-Taxi gut an
den Stadtteil Neusatz und das Zentrum von Bühl angebunden. Eine
der beiden Haltestellen befindet sich unmittelbar vor dem
Mutterhaus. Dies ermöglicht insbesondere Bewohnern ohne
Führerschein eine gute Mobilität und Eigenständigkeit. Es ist an den
Einsatz eines Shuttle-Bus‘ gedacht.



Die für eine Wohnbebauung vorgeschlagenen Flächen befinden sich
im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“. Nach Vorgesprächen mit der
Unteren Naturschutzbehörde ist eine Befreiung von der LSG-VO nur
aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses möglich.
Die gewünschte Wohnbebauung ergibt sich aber ausschließlich aus
privaten Interessen, sodass eine Befreiung von der LSG-VO eher
unwahrscheinlich ist.

Das Nutzungskonzept des Seniorenzentrums zeichnet sich durch
eine hohe Angebotsvielfalt seniorenbezogenen Wohnens vom
Service-Wohnen bis hin zur Verhinderungspflege aus und ermöglicht
je nach gesundheitlicher und körperlicher Verfassung die
Inanspruchnahme unterschiedlicher Formen des Wohnens sowie
zugehöriger Dienstleistungen ohne am Lebensabend erneut
umziehen zu müssen.

Ergänzende Dienstleistungen, Gewerbeeinheiten und Angebote für
die Bewohner erhöhen die Attraktivität der Anlage:

− Dienstleistungen: Mahlzeiten, Reinigung, Pflegeleistungen auf
Abruf sowie Pflege-Hotel-Zimmer z. B für Angehörige der
Pflegeheimbewohner

− Gewerbeeinheiten: Arzt, Physiotherapeut, Fußpflege, Frisör, BIO-
Hofladen, Bank-/ Postautomaten

− Angebote für Bewohner: Sauna-/ Fitness-Bereich nebst Bistro,
Hauskapelle für kulturelle Veranstaltungen

− Freiflächenangebot: Parkanlage mit Demenzgarten und
Kuschelzoo, letzterer eignet sich auch für Therapiezwecke

Das Nutzungskonzept hat den potentiellen Betreiber überzeugt.

Bei immer älter werdender Bevölkerung und dem sich
abzeichnenden Pflegeplatzmangel ist davon auszugehen, dass sich
der Betrieb des Seniorenzentrums wirtschaftlich darstellen lässt. Es
gibt in der gesamten Umgebung kein vergleichbares Angebot, dass
diese Vielfalt an Unterbringungsmöglichkeiten aufweisen kann. Die
Gewerbeeinheiten stellen eine ideale Ergänzung zum üblicherweise
angebotenen Versorgungsbedarf für Senioren dar.

Das Seniorenzentrum wird zu 91 % von einem namhaften Betreiber
durch einen 25-jährigen Pachtvertrag + 5 Jahre Optionsrecht
angemietet. Davon beträgt der staatlich garantierte
Vermietungsanteil 68 %. 9 % der gesamten vermietbaren Wohn-/
Nutzflächen werden durch den Vorhabenträger/ Eigenbestand
vermietet.

Aus artenschutzrechtlichen Gründen (Graues Langohr im
Mutterhaus) aber auch wegen fehlender Flächenverfügbarkeit wurde
gegenüber dem Vorentwurf das Plankonzept geändert. Das
ehemalige Pforten-/ Mutterhaus bleibt (teilweise) erhalten, das
Ökonomiegebäude und ehemalige Pflegheim des Klosters werden
abgerissen.

Der Bereich zwischen Kloster und dem Ortsteil Fischerhöfe liegt
größtenteils im Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“. Die Möglichkeit
einer Befreiung von der LSG-VO wird eher gering eingestuft, sodass
diese Teilfläche aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans
herausgenommen und in einem gesonderten Verfahren behandelt
wird.

Ferner hat die untere Baurechts- und Naturschutzbehörde darauf
hingewiesen, dass bei Vorhaben, die ausschließlich im privaten
Interesse geplant sind, die Chancen für eine Befreiung von der
Landschaftsschutzgebietsverordnung äußerst gering sind. Dies
betrifft auch das Grundstück Flst-Nr. 1837/1, welches vollständig im
Landschaftsschutzgebiet „Bühlertal“ liegt.


